Sonder: Beilage 


zum Amtsblatt Stück 10 der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt a, O. 


Ausgegeben den 4. März 1908. 


— — .. —— — 


An Stelle der Verordnung vom 11. Mai 1895 Amtsblatt 1895 Stück 22, Beilage, ergeht mit 


Gültigkeit vom 1. April 1908 ab folgende 


Anweiſung 
für das 


Verfahren in Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbauſachen, bei denen der Fiskus 
beitragspflichtig iſt. 


Zu vergleichen $17 Abſatz 1—3 und § 30 Abſatz 3 des Geſetzes vom 
§ 21 —23 der Vermaltunisorónung für das kirchliche 


Sammlung S. 335. 


28. Juli 1906 Geſetz⸗ 
Vermögen in den öſtlichen 


Provinzen der Preußischen Landeskirche, Artikel 44—48 der Oberpräſidialverordnung vom 27. November 


1902, Geſchäftsanweiſung 
blatt 1902, S. 344. 


$ 1. Reviſion der Baulichkeiten. 

I. Alljährlich im Monat März baben die 
Pfarrer, Küſter und Lehrer die ihrem Nießbrauche 
oder ihrer Aufſicht übergebenen Baulichkeiten einer 
ſorgfältigen Beſichtigung zu unterziehen und die 
dabei vorgefundenen Baubedürfniſſe 

a) hinſichtlich der Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Küſterei⸗ 

baulichkeiten bei dem beteiligten Gemeinde⸗ 
kirchenrate bezw. Kirchenvorſtande, 

b) hinſichtlich der Schulbaulichkeiten bel dem 

Schulvorſtande — der Schuldeputation — 
ohne Verzug anzumelden. 


II. Bei Stellenerfedigung, forte bet Verſetzungen 
der Pfarrer, Küſter oder Schullehrer haben noch vor 
dem Abzuge des bisherigen Stelleninhabers bezw. 
der Erben desſelben, der Gemeindekirchenrat bezw 
der Kirchen oder Schuloorſtand, die Schuldeputation 
unter Zuziehung des bisherigen Nießbrauchers oder 
deſſen Erben den Zunand der betreffenden Baulich⸗ 
keiten durch eine gemeinſam zu vollziehende Vere 
handlung feſtzuſtellen und foweit eine Abſtellung der 
vorgefundenen, dem Nießbraucher zur Galt fallenden 


Mängel nicht durch gütliche Vereinbarung mit dem 


für die katholiſchen Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen, 


Amts⸗ 


bisherigen Nießbraucher oder deſſen Erben zu erreichen 


iſt, die Verhandlung an die Regierung einzureichen. 


$ 2. Feſtſtellung der Baubedürfniſſe. 


J. Bei Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Küſterei⸗ 
baulichkeiten hat der Gemeinde Kirchenrat bezw. 
Kirchenvorſtand — erforderlichen Falles unter Mit: 
wirkung der kirchlichen Gemeinde⸗Vertrerung — 
ordnungsgemäß (vergl. $ 5 der Verwaltungsordnung 
für das kirchliche Vermögen in den öſtlichen Pro⸗ 
vinzen der Preußiſchen Landeskirche vom 17. Juni 
1893) Beſchluß zu faſſen: 

1. über die Notwendigkeit des Baues, 

2. über die Art und Weiſe der Bauausführung, 

3. über die Aufbringung der Baukoſten. 

Der Beſchluß muß namentlich erſehen laſſen: 

a) inwieweit die Baukoſten aus der Kirchenkaſſe 

berichtigt werden ſollen, und aus derſelben 
gedeckt werden können, 
— gegebenen Falles — 
b) inwieweit auf den Kirchenpatron bezw. den 
Compatron und die Kirchengemeinde zurück⸗ 
gegriffen werden ſoll, 


e) ob der Koitenbeitrag für den Patronatsfiskus 
für jedes einzelne Gebäude voraue ſichtlich den 
Betrag von 500 M. überſteigen wür de, 

d) nach welchem Beitrageverhältnis die Beiträge 
der Gemeinde aufgebracht werden ſollen, 

e) ob die Hand⸗ und Sponndienſte, ſoweit fie 
der Gemeinde zur Laſt fallen, in Wirklichkeit 
geleiftet, oder zu den Baukoſten geſchlagen 
und mit vergeben werden ſollen. 

Nach $ 23 der Verwaltungsordnung iſt die 
Genehmigung des Konſiſtoriums (hinſichilich der 
katvoliſchen Kirchen⸗ und Pfarrhäuſer nach Art. 47 
Abi. 2 der Geſchäftsanweiſung vom 27. November 
1902 der biſchöflichen Behörde) dann nachzuſuchen, 
wenn ſie nicht ſchon von uns herbeigeführt iſt. 

II. Sind Schulbauten nach $ 30 Abſ. 3 des 
Geſetzes vom 28. Juli 1406, des Geſetzes vom 
21. Juli 1846, der Verordnung vom 2. Mai 1811 
teilweiſe oder ſind ſie ganz von dem Schulverbande 
zu unterhalten und zählt gleichzeitig der Schulverband 
nicht mehr als ſieben Stellen (§ 17 Gef. vom 
28. Juli 1906), ſo hat der Magiſtrat, Gemeinde⸗ 
(Guts) ⸗Vorſtand oder der Schulvorſtand eines 
Geſamtſchulvorſtandes nicht nur für Brandſchaden⸗ 
verſicherung zu ſorgen, ſondern muß auch durch fort⸗ 
gefegte Beobachtung und Abſtellung der Schäden 
das Entſtehen größerer Baumängel verhindern. 

Aenderungen an der Baukonſtruktion oder der 
Zweckbeſtimmung von Gebäuden oder Gebäudeteilen 
und alle Bauten, die voraueſichtlich einen Geſamt⸗ 
aufwand von 2000 M. oder darüber erfordern, ſind 
bei uns unter Darlegung des Baubedürfniſſes durch 
den Schulvorſtand — die Schuldeputation — mit 
Anſchluß vorhandener Bauzeichnungen und Lagepläne 
zur Sprache zu bringen. 

Vor Aufſtellung der Baupläne und Koſten⸗ 
anſchläge empfiehlt fic die Aufſtellung von Bors 
entwürfſen und Baubeſchreibungen, die bei einem 
Koſtenbetrage von 2000 Mark oder mehr uner⸗ 
läßlich ifs. 

Wo außer den Staatsbeiträgen Staatsbeihilfe 
beantragt wird, iſt vor Aufftelung der Vorentwürfe 
zu berichten. 


$ 3. Verfahren bei der Bauausführung. 


Für das Verfahren bei der Vergebung der 
Bauausführung find die allgemeinen Beſtimmungen 
betreffend das Verdingungsweſen maßgebend, welche 
für die Ausführung der ſtaatlichen Hochbauten er⸗ 
laſſen find. Amtsblatt 1906 S. 50, Amtsblatt 
1904 S. 25. 


A. Bauten bei Kirchen, Pfarrhäuſern und 
Küſterei⸗ Gebäuden, zu denen der Fiskus 
nur als Patron beiträgt. 


Soweit es hiernach der Gemeinde freiſteht, die 
Bauausführung durch Verdingung oder auf Rech⸗ 
nung zu vergeben — insbeſondere alſo bei allen 


Bauausführungen, deren überſchläglicher Wert den 


Betrag von 1000 Mark nicht überſteigt, hat der 


Gemeindekirchenrat bezw. Kirchenvorſtand bei Bauten 
mit einem Koſtenbeitrage des Fiskus unter 500 M. 
in der Regel ſelbſtändig unter ſorgfältiger Erwägung 
des kirchlichen bezw. Schulintereſſes und tunlichſt im 
Einvernehmen mit den Baupflichtigen darüber zu 
befinden, ob ein Bau im Ganzen oder nach den 
einzelnen Arbelten zu verdingen, oder auf Rechnung 
auszuführen iſt und ob in jenem Falle eine öffent⸗ 
liche ober engere Ausſchreibung mit Zulaſſung 
mündlichen oder ſchriftlichen Mindergebots oder 
eine freihändige Vergebung an eigen oder mehrere 
Unternehmer ſtattfinden ſoll. Bei Ausſchreiben von 
Minder⸗ oder Mehrgeboten iſt in den Bedingungen 
der Regel nach die Auswahl unter mehreren Bietern 
vorzubehalten. Etwa von der Regierung erteilte 
beſondere Anweiſungen ſind ſtreng zu beachten. 

Sobald jedoch der Koſtenbeitrag des Fiskus 
500 Mark überſteigt, wird in jedem Falle über 
die Vergebung der Bauausführung von der Re⸗ 
gierung Anordnung getroffen und dabei insbeſondere 
auch die Art und Weiſe der Mitwirkung des Kreis⸗ 
baubeamten näher beſtimmt werden. 


B. Bauten von Kirchen- und Pfarr: 

häuſern, zu denen kein Patronatsbeitrag, 

wohl aber eine Gnaden beihilfe von nicht 
mehr als 5000 Mark bewilligt iſt. 


Es gilt das zu A Geſagte mit der Maßgabe, 
daß dem Kreisbaubeamten die Abnahme des Baues 
vorbehalten iſt. 

(8 77 der Dienſtanweiſung für die Lokalbau⸗ 
beamten der Hochbauverwaltung.) 

Wird höhere Gnadenbeihilfe gewährt, ſo leitet 
der Kretsbaubeamte den Bau im Benehmen mit dem 
Gemeindekirchenrate — Kirchenvorſtande. 


C. Schulbauten und ſolche Küſterſchul⸗ 
bauten, zu denen der Fiskus nach § 2 II 
dieſer Anweiſung beiträgt. 


Der Magiſtrat bezw. Gemeinde⸗(Guts⸗) Vorſtand 
unter geordneter Mitwirkung der verfaſſungsmäßigen 
Gemeindeorgane bezw. der Guts vertretung — in 
Geſamtſchulverbänden der Schulvorſtand — bei 
Kühterfchulbauten im Einvernehmen mit dem 
Gemeindekirchenrate — Kirchenvorſtande — iſt die 
bauleitende Behörde. 


§ 4. Beaufſichtigung und Vollendung der 
Bauausführung. 


Ueber die Einhaltung der kontraktlichen Be⸗ 
dingungen, namentlich des Vollendungstermins zu 
wachen, iſt die beſondere Pflicht der bauleitenden 
Gemeindebehörde bezw. des Gemeindekirchenrates, 
Kirchen⸗, Gemeinde⸗ oder Schulvorſtandes. Neben 
dieſem ſteht die Beaufſichtigung der Bauausführung 
dem Kreisbaubeamten zu. Wenn der Kreisbau⸗ 
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beamte mit der Beaufſichtigung des Baues von uns 
beauftragt wird, fo erfiredt fic) feine Mitwirkung 
auf die Auswahl des Unternehmers, Empfang der 
Anzeige der bauleitenden Behörde über den bevor⸗ 
ſtehenden Beginn des Baues, Beſichtigung der 
Fundamente, des Rohbaues und Schlußabnahme 
ſowie Ausſtellung der Beſcheinigung über die an: 
ſchlagsmäßige Herſtellung. 


$ 5. Behandlung der Baurechnungen. 


J. In den Fällen, wo die Koſten aus der 
Kirchenkaſſe oder von der Gemeinde allein zu tragen 
find, bedarf es der Vorlage der Rechnungen über: 
haupt nicht. Diejenigen Rechnungen, zu deren 
Bezahlung Fiskus einen Beitrag zu leiſten hat, find 
uns, ſobald der Beitrag des Fiskus bis zu 500 M. 
beträgt, im vorgeſchriebenen Inſtanzenzuge, ſobald 
ledoch der Beitrag des Fiskus 500 M. überſteigt, 
durch Vermittelung des Kreisbaubeamten einzureichen. 

II. Die fämtlichen einzureichenden Rechnungen 
ſind — erforderlichen Falles unter Beifügung der 
Verhandlung über den öffentlich meifibietenden Ver: 
kauf der alten und erübrigten Materialien — 
hinſichtlich 

der Notwendigkeit der Arbeiten, der zweckent⸗ 

ſprechenden und preiswürdigen Ausführung, 

der wirklichen Verwendung des in Anſatz 
gebrachten Baumaterials und der Verwendung 
des alten Baumaterials 

gehörig zu beſcheinigen. 

III. Außerdem iſt in den Fällen, in denen 
Fiskus als Patron nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des Allgemeinen Landrechts einen nach Bruchteilen 
beftimmien Teil der baren Koſten des Baues zu 
tragen hat, die Verſicherung hinzuzufügen, daß in 
den berechneten Beträgen often für Hand⸗ und 
Spanndienſte nicht enthalten ſind. 


Druck 


Redigiert im Bureau der Königl. Regierung zu n ee ae 
der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


Sofern dagegen dem Fiskus als Patron die 
Lieferung der Hauptmaterialien oder deren Surrogate 
obliegt, ift den Rechnungen eine beſondere Berechnung 
des Wertes der zur Verwendung gelangten Materialien 
unter Angabe der Länge und Stärke der Hölzer 
beizufügen, auch in der Rechnungsbeſcheinigung zum 
Ausdruck zu bringen, daß in den angeſetzten Diatertalten- 
preiſen Koſten der Hand⸗ und Spanndienſte und 
ſonſtige Nebenkoſten nicht enthalten find. 

IV. Die Anſprüche auf Gewährung des ſtaat⸗ 
lichen Baubeitrages für die im Laufe eines Etats⸗ 
jahres entſtandenen Baukoſten ($ 17 Geſ. vom 
28. Juli 1906 cfr. oben $ 2 11) find bis zum 
1. Mai jeden Jahres bei uns geltend zu machen. 
Dem Antrage iſt eine genaue Berechnung der dem 
Schulverbande im verfloſſenen Etatejahre durch not⸗ 
wendige Volksſchulbamen entitandenen Koſten nebſt 
den zu einer ſachgemäßen Prüfung notwendigen 
Unterlagen und Belägen beizufügen. Als im Etats: 
jahre entſtanden haben die Koſten dann zu gelten, 
wenn fie in dem Etats jahre fällig geworden ſind. 
Die Anſchläge und Beläge find mit der Beſcheinigung, 
daß die Arbeiten notwendig waren und ausgeführt 
ſind, ſowie daß und wann die Koſten fällig, die 
Dienſte, ſoweit Naturalleiſtung flatifand, geleiſtet 
wurden, zu verſehen und der Antrag mit der Auf⸗ 
ſchrift „Abſchlußſache“ bei uns einzureichen. Um 
Rückfragen zu erledigen, iſt es zu empfehlen, nicht 
bis zum 1. Mai zu warten, ſondern bie Vorlage zu 
bewirken, ſobald die Arbeiten abgenommen ſind. 

Wir ſind ermächtigt, den Schulverbänden an⸗ 
gemeſſene Teilzahlungen während des Etatsjahres 
zu leiſten, in dem der Bau ausgeführt wird. 


Frankfurt a. O., den 28. Februar 1908. 


Königliche Regierung, 


Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


